
Mit der Bildung der Aktiengesellschaft aus dem ehemaligen 
Kombinat werden so die Bedingungen des Treuhandgesetzes 
gewährleistet. Aber für unsere Aktiengesellschaften ergeben 
sich schwierige Wettbewerbsbedingungen auf dem Markt und 
vor allen Dingen schwierige Wettbewerbsbedingungen gegen­
über den BRD-Unternehmen. Die Kostenrechnung erfolgt nach 
BRD-Bedingungen, die Preisbildung ist frei, aber im Vergleich 
zu den Energieträgern in der BRD. Für die Industrie gilt das 
jetzt, für die Bevölkerung zu einem späterem Zeitpunkt, wahr­
scheinlich am 1.1.1991.

Der stützende Kohlepfennig in der BRD wird bei uns nicht ein­
geführt. Auch die Koksbeihilfen, die in der BRD gezahlt werden, 
gibt es nicht. Damit haben unsere Produzenten auf dem Markt 
kaum eine Chance gegenüber der geschützten Kohle in der BRD. 
Hinzu kommt, daß zur Zeit durch polnische und tschechoslowa­
kische Unternehmen Dumping-Preise bei Koks und Steinkohle 
auf unserem Markt geboten werden. Da wir mit der Eröffnungs­
bilanz Null keine finanzielle Möglichkeiten der Lagerbildung für 
feste Brennstoffe haben, Kokereien nicht abgefahren werden 
können, ist eine sehr schwierige Lage der Betriebe zu erwarten.

Ich unterbreite den Vorschlag, daß sich unsere Regierung mit 
dieser Situation befaßt und Rahmenbedingungen zur Wettbe­
werbsgleichheit und zur Förderung umweltfreundlicher Ener­
gieträger (Koks) ausarbeitet und dabei die Bedingungen der 
BRD zur Anwendung bringt. Natürlich nur zeitweilig. Die Redu­
zierung oder Abschaffung des Kohlepfennigs oder anderer Bei­
hilfen ist mit dem EG-Beitritt vorgesehen. Aber jetzt einen Vor­

griff durchzuführen, benachteiligt unsere Betriebe.

Ich begrüße ausdrücklich die gestrige Übereinkunft zu den 
Fragen des Manteltarifvertrages und der Rationalisierungs­
schutzabkommen, weil damit gute Voraussetzungen geschaffen 
wurden. Die Erfahrungen an der Ruhr in den 60er Jahren bei der 
Reprivatisierung zeigen jedoch, daß Rahmensozialprogramme 
in regionalen Bereichen notwendig sind, an denen wir arbeiten 
müssen.

Soweit mein persönlicher Standpunkt. Im Auftrag meiner 
Fraktion möchte ich erklären, daß erstens die unzureichende In­
formation und Öffentlichkeit der Umwandlung der Energiewirt­
schaft in Kapitalgesellschaften von uns nicht gebilligt werden 
kann, da es sich hier um einen sensiblen Industriezweig für die 
Stabilität der Wirtschaftsentwicklung - auch in den kommenden 
5 Ländern - zwischen Elbe und Oder handelt.

(Vereinzelt Beifall, vorwiegend bei PDS)

Zweitens: Wir halten die Einhaltung des Treuhandgesetzes 
vom 15.6. unter allen Bedingungen für geboten, auch und vor al­
lem in den festgelegten Maßnahmen zur Mitbestimmung. Das 
gleiche gilt für den Wettbewerbssehutz in unseren Ländern.

Drittens: Für die Sicherung der Arbeitsplätze der Energieer­
zeugerkombinate sollten auf regionalem Gebiet und in Abstim­
mung mit den Ländern Rahmensozialprogramme geschaffen 
werden, um hier die notwendige Sicherheit zu bringen.

Und viertens: Wir schließen uns dem Vorschlag der SPD zur 
Behandlung dieses Vertrages in den Ausschüssen an. - Ich dan­
ke.

(Beifall bei PDS und SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Eine Anfrage.

Schulz (CDU/DA):

Herr Abgeordneter! Ich finde, Sie machen es sich sehr einfach, 
und ich möchte Sie danach fragen, wie Sie sich das vorstellen, 
daß Sie sich als Erzeuger abkoppeln wollen, die Energiekombi­
nate sich mehr oder weniger auflösen und das, was eigentlich 
Geld kostet, die Verteilersysteme der Gasnetze zum Beispiel -

wir haben hier technisch im Bezirk Erfurt da eine Erhebung im 
Januar dieses Jahres gemacht in Abstimmung mit ThüÜ - würde 
allein im Bezirk Erfurt 97 Jahre benötigen unter den jetzigen Be­
dingungen, diese Netze aufzuarbeiten.

Wie stellen Sie sich vor, wenn keine Kapitalträger, wenn keine 
Investoren in unser Land kommen, daß Sie diese Leistung be­
werkstelligen? Soll die Kommune das etwa finanzieren?

Dr. Richter (PDS):

Nein! Also ich muß hier noch einmal eindeutig erklären, der 
Erzeuger für Stadtgas ist ein unrentabler Betrieb. Er muß stillge­
legt werden. Wir haben nur eine Chance über den Erdgasimport, 
eine rentable Gaswirtschaft aufzubauen, und ich vertrete den 
Standpunkt, daß wir mit den vielfältigsten Unternehmen der 
Gaswirtschaft der Bundesrepublik, mit CONTI-Gas, mit Thys­
sen-Gas und kleinen Unternehmen, die gemeinsamen GmbHs 
zur Rekonstruktion der Netze für die Städte schaffen.

Wir haben die entsprechenden Verbindungen auch herge­
stellt, und ich habe auch den Standpunkt, daß dazu die Kapitalbe­
teiligung der großen Gasverteilerbetriebe gehört. Also auch dort 
muß Kapital mit hineinfließen. Aber es müssen regionale GmbH 
und Bereiche gebildet werden. Ich glaube nicht, daß man es zen­
tral leiten kann.

(Beifall bei PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Noch eine Anfrage.

Nooke(Bündnis 90/Grüne):

Herr Richter! Wie schätzen Sie die Beteiligung hier von 50 
oder 51 % der großen Unternehmen beim Energiesektor Elektro­
energie ein? Muß das sein? Sie sind ja selbst in der Branche ener­
giewirtschaftlich tätig und haben internationale Einblicke. Geht 
es wirklich nicht anders?

Dr. Richter (PDS):

Herr Nooke! Wir haben dort, wo wir das auch von der Verant­
wortung und der Größe unserer Fonds her vertreten können, 
den Standpunkt gehabt: 50 :50. Also das Verbundnetz Gas schät­
zen wir als einen gesunden Betrieb ein, wo man 50 :50 Beteili­
gung machen kann.

Aber ich bleibe bei Zwickau, eine Kokerei, die in zwei Jahren 
stillgelegt wird. Ich finde keinen Partner zu 50 :50. Dort muß ich 
den Weg gehen, und den würde ich auch immer vertreten, wie er 
in Zwickau ist,

(vereinzelt Beifall bei CDU/DA)

74 :26, damit die Sperrmajorität gegeben ist.

Die Elektroenergieanlagen kann ich nicht im Detail einschät­
zen, ich kann nur einige Anlagen einschätzen. Das muß vom 
technischen Zustand und vom Vermögen her gesehen werden.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Als nächster spricht für die Fraktion der DSU 
der Abgeordnete Schmiele.

Dr. Schmiele für die Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Die 
Freitagsmeldung vom möglichen Kauf des kompletten Energie­
versorgungssystems durch drei große bundesrepublikanische
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